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1. Einleitung 

Wissenschaftler*innen bzw. Antragsteller*innen entwickeln neue innovative Ideen, die sie im 

Rahmen von konkreten Forschungsvorhaben an Standorten des ehemaligen Erzbergbaus und 

Hüttenwesens im Erzgebirge, wie z.B. Halden bzw. den Entwicklungsstandorten im 

recomine-Bündnis, umsetzen möchten. Diese Entwicklungsstandorte unterliegen jedoch 

bestimmten rechtlichen Strukturen, die bei der Umsetzung der Vorhaben zu berücksichtigen 

sind. Des Weiteren ist zu beachten, dass die jeweiligen Projektideen in Abhängigkeit von ihrer 

Art, Größe und Komplexität Auswirkungen auf den Standort an sich und dessen Umgebung 

haben und folglich Eingriffe in Umwelt (Boden, Wasser, Luft) sowie in Natur und Landschaft 

darstellen. Die Genehmigungsbehörden müssen nun diese neuartigen und innovativen 

Vorhaben auf der Grundlage des vorhandenen Rechtsrahmens bewerten. Das ist für die 

zuständigen Fachbehörden nicht nur eine besondere Herausforderung, sondern auch sehr 

zeitaufwendig. Um die behördlichen Entscheidungsabläufe im Rahmen neuartiger 

Forschungsvorhaben zu vereinfachen bzw. zu optimieren und den Antragstellenden 

Handlungsempfehlungen bei der Planung, Entwicklung und Umsetzung neuer 

Forschungsvorhaben zu geben, wurde ein sogenannter „Behördenleitfaden“ entwickelt. Ziel 

des Behördenleitfadens ist es, den Ablauf und die Durchführung von genehmigungsrechtlichen 

Verfahren, die im Zusammenhang mit neu entwickelten Projektideen stehen, in möglichst 

kurzer Zeit ordnungsgemäß und rechtssicher abschließen zu können. 

Der Behördenleitfaden gibt Empfehlungen für die Herangehensweise an 

Genehmigungsprozesse. Er ist eher allgemein gültig gehalten um die Übersichtlichkeit zu 

wahren. Aufgrund der Komplexität, des Umfangs und der Vielfältigkeit geplanter 

Forschungsvorhaben, können daher nicht alle Aspekte umfassend betrachtet werden. 

In Anlehnung an das Projektmanagement ist der Behördenleitfaden in mehrere Phasen 

untergliedert. Die Antragstellenden können selbst entscheiden, in welche Phase sie ihr Projekt 

zu Beginn einordnen. Dies geschieht in Abhängigkeit davon, welche Vorarbeiten bereits 

geleistet wurden. 

Der Behördenleitfaden basiert auf durchgeführten Interviews mit Behördenvertreter*innen von 

Genehmigungs- und Fachbehörden der Landkreise Mittelsachsen und Erzgebirgskreis, der 

Stadt Freiberg, des Landesamtes für Umwelt, Landwirtshaft und Geologie und des Sächsischen 

Oberbergamtes. 

Zielgruppe 

• Projektbeteiligte 

• Antragstellende von Forschungsvorhaben 

• Behördenvertreter*innen 

Ziele 

• Vereinfachung der genehmigungsrechtlichen Antragstellung im Rahmen von 

Forschungsvorhaben 

• Optimierung und Beschleunigung behördlicher Entscheidungsprozesse 

https://www.recomine.de/standorte
https://www.recomine.de/standorte
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2. Vorbereitung und Material 

• Intensive Auseinandersetzung mit der Projektidee 

• Umfangreiche Recherche zum Standort und der Umgebung (Bestandsaufnahme) 

• Nutzung vorhandener (Geo-)Daten bzw. Tools (Geoportal, iDA) 

• Nutzung des „Digitalen Genehmigungsmanagements“  

3. Anwendung 

Bei der Projektentwicklung sollte stufenweise vorgegangen werden, d. h. die einzelnen 

aufgeführten (Projekt-)Phasen des Behördenleitfadens sollten nacheinander abgearbeitet 

werden. Frühzeitig, d.h. während der Projektplanung, sollten die Belange der Behörden mit 

betrachtet werden. Es ist wichtig, die Behörden bei der Entwicklung neuer Forschungsvorhaben 

zeitnah und umfassend einzubeziehen. 

Auf der Grundlage der recherchierten Informationen und (Geo-)Daten wird eine Tischvorlage/ 

Projektbeschreibung erstellt und bei der zuständigen Genehmigungsbehörde eingereicht. 

Diese beteiligt dann die relevanten Fachbereiche und vereinbart mit den Antragstellenden eine 

Anlaufberatung oder einen Scoping-Termin. Dort werden dann Unstimmigkeiten, offene 

Fragen oder Zusammenhänge, die in der eingereichten Tischvorlage nicht oder nur 

unzureichend dargestellt sind, näher erörtert. Des Weiteren wird den Antragstellenden 

mitgeteilt, ob weitere Unterlagen einzureichen sind und ob ein Genehmigungsverfahren 

durchzuführen ist. Im Anschluss daran werden fehlende Unterlagen nachgereicht und alle 

Antragsunterlagen zusammengestellt (Digitales Genehmigungsmanagement), die gemäß 

der Behörde beizubringen sind. Ggf. Werden zusätzliche Fachgutachten erarbeitet, soweit dies 

seitens der Behörde gefordert wird. Die Unterlagen sollten fristgerecht bei der 

Genehmigungsbehörde eingereicht werden. Diese prüft die eingereichten Unterlagen auf 

Vollständigkeit und beginnt das Verfahren. Die relevanten Fachbehörden prüfen die 

Antragsunterlagen und verfassen entsprechende Bescheide bzw. Stellungnahmen, die darüber 

Auskunft geben, ob eine Genehmigung gewährt werden kann oder ggf. noch weitere 

Ergänzungen erbracht werden müssen. Bei Unsicherheiten oder Unklarheiten sollte ein direkter 

Dialog zwischen der Fachbehörde und den Antragstellenden erfolgen. Des Weiteren sollte 

beachtet werden, welche Nebenbestimmungen mit dem jeweiligen Genehmigungsbescheid 

einhergehen, welche Fristen zu beachten sind und ob Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen zu 

erbringen sind.  

Hinweise: 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung hat gemäß § 13 BImSchG Konzentrationswirkung und schließt andere die Anlage 

betreffende behördliche Entscheidungen ein, insbesondere öffentlich-rechtliche Genehmigungen, Zulassungen, Verleihungen, 

Erlaubnisse und Bewilligungen. Diese müssen somit nicht gesondert beantragt werden. Die erforderlichen Unterlagen sind jedoch mit 

vorzulegen. Ausnahmen stellen jedoch u.a. Zulassungen bergrechtlicher Betriebspläne und wasserrechtliche Erlaubnisse und 

Bewilligungen nach § 8 in Verbindung mit § 10 des Wasserhaushaltsgesetzes dar. 

Fristen 

Das Landesamt für Denkmalpflege und die Untere Wasserbehörde sind an keine Fristen gebunden. 

Bauantrag: 3 Monate 

Immissionsschutzrechtliches Verfahren: mindestens 3 Monate 
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4. Stolpersteinen begegnen 

Für Behörden gibt es bisher noch keinen Leitfaden oder Handlungsempfehlungen im 

Zusammenhang mit Forschungsvorhaben. Es existieren keine speziellen Regelungen oder       

Verordnungen für die Beurteilung und Bewertung von Forschungsvorhaben. Folglich müssen 

sich die Behörden an den allgemein geltenden Gesetzgebungen bzw. Rechtsverordnungen 

orientieren. Dies hat zur Folge, dass der zumeist temporär und räumlich begrenzte Charakter 

der Forschungsvorhaben nicht oder nur unzureichend berücksichtigt wird. Dies kann den 

Genehmigungsprozess künstlich in die Länge ziehen und zu Verzögerungen führen. 

5. Lösungsvorschläge 

Es wird als sinnvoll erachtet, künftig einen gesonderten Rechtsrahmen für Forschungsvorhaben 

zu schaffen. Dazu sollte auf höherer Ebene (Ministerium) geklärt / betrachtet werden, inwiefern 

Forschungsvorhaben zukünftig rechtlich privilegiert werden könnten. 

6. Allgemeine Empfehlungen und Hinweise 

1. Orientierung an den Projektphasen des Projektmanagements (Projektinitiierung, 

Projektplanung, Projektdurchführung, Projektabschluss) 

2. Frühzeitige Einbindung der Behörden, z.B. in Form einer „Anlaufberatung“ 

3. Erstellung umfangreicher und vollständiger Unterlagen seitens der Antragsstellenden 

(Verwendung nicht zu komplizierter Darstellungen bzw. Formulierungen) 

4. Berücksichtigung des Zeitfaktors, d.h. Projektlaufzeit, Fristen der jeweiligen (Umwelt-) 

Fach-bereiche für die Einarbeitung und Bearbeitung, Fristen für bestimmte 

Untersuchungen z.B. Vegetationsaufnahmen 

5. Vereinbarung von „Scoping-Terminen“ bzw. Beratungsgesprächen zwischen 

Antragsstellenden und Behörden für den gegenseitigen Austausch 

6. Prüfung und Bewertung der Forschungsvorhaben wie „normale“ Vorhaben. Aktuell 

keine rechtliche Privilegierung von Forschungsvorhaben. Gleiches Recht für alle. Meist 

Einzelfallentscheidung seitens der Behörde. 

7. Beachte: Rechtsgebiete mit und ohne Bündelungsfunktion. Mitunter keine klare 

Definition. 

8. Rückmeldung an Behörden, ob Projekt genehmigt wurde oder nicht und ob / wann es 

abgeschlossen wurde 
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7. Anwendung der Projektphasen des Projektmanagements 

 

 

Phase I Projektinitiierung - Grundlagenermittlung / Umfeldanalyse 

Phase II Konzepterstellung (Grobplanung) 

Phase III Projektplanung (vom Entwurf zum Detail) → Feinplanung 

Phase IV Projektdurchführung 

Phase V Projektabschluss 

 

 

➔ Abarbeitung der einzelnen „Phasen“ 

Phase I – Projektinitiierung 

Grundlagenermittlung / Umfeldanalyse 

1. Informationen zum Projektstandort sammeln: 

• Nutzung vorhandener Umwelt- bzw. Geodaten (Hinweise auf Schutzgebiete, z.B. 

Wasserschutzgebiete, FFH-Gebiete, Natura 2000), einschließlich vorhandener 

Bodendaten (Karten des LfULG bzw. LDS oder der Kommune) 

• Recherchearbeit (vorhandene Berichte / Dokumente / Vor-Ort-Kartierungen nutzen) 

• Bestandsaufnahme (Gab es bereits Vorgängerprojekte?) 

2. Klärung folgender Aspekte zum Projektstandort: 

• Wer ist Grundstückseigentümer*in des ausgewählten Projektstandortes? 

• Befindet sich der Projektstandort im Innen- oder im 

Außenbereich gemäß § 35 BauGB? 

• Sind Schutzgebiete, wie z.B. wasserrechtlich festgesetzte 

Schutz- und Überschwemmungsgebiete oder Naturschutz-

gebiete vorhanden? 

• Treten besonders geschützte Arten, wie z.B. die Zauneidechse oder Schlingnatter auf? 

• Befindet sich der Projektstandort in der Kern- oder Pufferzone des Welterbes? 

(Welterbe-Karten nutzen) 

• Unterliegt der Projektstandort dem Bergrecht ja / nein? 

• Sind Waldflächen vorhanden? Ist ein Eingriff in den 

Waldbestand erforderlich (Waldumwandlung)? 

• Ist Infrastruktur vorhanden? 

o Verkehrswege 

o Energieversorgung (Strom, Gas) 

o Ver- und Entsorgung (Trinkwasser, Abwasser) 

o Kommunikation 

 

von der Projektidee zur 

erfolgreichen 

Umsetzung 

Projektidee 

Projektergebnisse liegen vor 

Vorhandene Datenportale nutzen: 

• Geoportal 

• RAPIS 

• iDA 

• LUIS 

Hinweis: 

Auswirkungen von Vorhaben auf 

den Naturschutz werden im 

Rahmen der naturschutzfachlichen 

Eingriffsregelung, der Flora-

Fauna-Habitat-

Verträglichkeitsprüfung und der 

artenschutzrechtlichen Prüfung 

betrachtet. Die Eingriffsregelung 

findet keine Anwendung im 

Innenbereich nach § 34 BauGB. 
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3. Klärung folgender Aspekte zum Vorhaben / Projektidee: 

• Wer ist der*die Vorhabenträger*in bzw. „Bauherr/-frau“ des Vorhabens? 

• Was soll gemacht werden? 

o Bohrung oder Sondierung? 

o Errichtung einer Versuchsanlage? 

o Entnahme von (Halden-)Material? 

o Einleitung in Gewässer oder Abwasseranlage vorgesehen? 

• Worin liegt der Schwerpunkt des Vorhabens? 

o Sanierung / Dekontamination 

o Technologieentwicklung 

• Durchführung einer „Risikoanalyse“: 

o Wie belastet das Vorhaben die Umwelt?  

o Welche Eingriffe oder Emissionen? 

o Abschätzen, ob es sich um einen großen oder kleinen Eingriff handelt 

o Welche Schutzgüter (Mensch, Pflanzen, Tiere, Boden, Wasser, Atmosphäre, Kultur- 

und sonstige Sachgüter) werden durch das Vorhaben beeinflusst? 

• In welchem Maßstab erfolgt das Vorhaben? 

o Labormaßstab 

o Technikumsmaßstab 

o Pilot- bzw. Demonstratoranlage 

• Durchführung von Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen 

Phase II – Konzepterstellung 

• Zunächst mit allgemeinen Informationen arbeiten 

• Konzept erstellen 

• Grobplanung 

• Erstellung einer Projektskizze 

Phase III – Projektplanung 

• Prüfen, ob das Vorhaben einer Genehmigung bedarf: 

o Bergrecht (unterliegt der Standort der Bergaufsicht?) 

o Baurechtliche Genehmigung 

o Wasserrechtliche Genehmigung 

o Immissionsschutzrechtliche Genehmigung 

o Denkmalschutzrechtliche Genehmigung 

• Prüfung naturschutzfachlicher Fragestellungen (naturschutzrechtlichen 

Eingriffsregelung, Fauna-Flora-Habitat-Verträglichkeitsprüfung, artenschutzrechtliche 

Prüfung) 

• Berücksichtigung abfall- und bodenschutzrechtlicher Belange 

• Anlaufberatung bzw. Vorgespräch zum geplanten Forschungsvorhaben zur 

frühzeitigen Einbindung der zuständigen Behörden (Landratsamt, Stadt) auf der 

Grundlage der Projektskizze 

• Erarbeitung einer Tischvorlage zum Forschungsvorhaben mit folgenden 

Informationen: 

o Standort 

o Lageplan zum Projektstandort (Kartenmaterial) 

Hinweis: Eine Bohranzeige ist über 

ELBA.Sax möglich 
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o Kurzbeschreibung des Projektes 

o Beschreibung der Technologie, Fließschema, Leistungsschema (Basiselemente, 

Umweltparameter) 

o Welche Stoffe kommen zum Einsatz? Welche Produkte (Rückstände) entstehen? 

o Geschlossenes / offenes System? 

o Welche Mengen, Um- bzw. Durchsätze? Stoffströme? 

o Zeitlicher Horizont (Wochen, Monate, Jahre)? 

• Einreichung der erstellten Tischvorlage beim Abteilungsleiter der zuständigen 

Fachbehörde (siehe Behördenliste) 

• Vereinbarung eines „Scoping-Termins“ zur gemeinsamen Abstimmung offener Punkte 

• Überarbeitung und Ergänzung der Projektunterlagen 

• Wiedervorlage der überarbeiteten Projektunterlagen bei der Behörde 

• Prüfung der eingereichten Unterlagen durch zuständige Fachbehörde → Stellungnahme 

• Ggf. weitere Antragsstellung erforderlich? Wie z.B. wasserrechtliche oder 

immissionsschutz-rechtliche oder baurechtliche Genehmigung (Bauantrag)? 

• Nutzung des „Digitalen Genehmigungsmanagements“ 

• Forderung weiterer Untersuchungen seitens der Fachbehörde? Wie z.B. Kartierungen, 

Artenschutzfachbeitrag (Naturschutz) → abhängig vom jeweiligen Forschungsvorhaben 

• Erarbeitung der erforderlichen Antragsunterlagen und Einreichung bei der zuständigen 

Fachbehörde 

• Vollständigkeitsprüfung und Verfahrensbeginn 

• Genehmigungsbescheid der Fachbehörde 

Phase IV – Durchführung 

• Umsetzung der genehmigten Maßnahme gemäß Antrag 

• Berücksichtigung von Nebenbestimmungen des Genehmigungsbescheides 

• Einhaltung von Fristen 

• Umsetzung von festgelegten Ersatz- bzw. Ausgleichsmaßnahmen 

Phase V – Abschluss 

• Umsetzung von behördlich festgelegten Ersatz- bzw. Ausgleichsmaßnahmen 

• ggf. Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes 

• Rückmeldung an Behörde, dass das Vorhaben abgeschlossen wurde 

• Fortführung des Vorhabens geplant? 

 

8. Literatur 

Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg (2020): 

Genehmigungs- und Anzeigeverfahren nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz – Leitfaden. 

Online: https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-

um/intern/Dateien/Dokumente/2_Presse_und_Service/Publikationen/Umwelt/BImschG-

Genehmigungsleitfaden/Leitfaden-Genehmigungsverfahren-2020.pdf  

[letzter Zugriff am 20.06.2023] 

  

https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/2_Presse_und_Service/Publikationen/Umwelt/BImschG-Genehmigungsleitfaden/Leitfaden-Genehmigungsverfahren-2020.pdf
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/2_Presse_und_Service/Publikationen/Umwelt/BImschG-Genehmigungsleitfaden/Leitfaden-Genehmigungsverfahren-2020.pdf
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/2_Presse_und_Service/Publikationen/Umwelt/BImschG-Genehmigungsleitfaden/Leitfaden-Genehmigungsverfahren-2020.pdf
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Anlage 1  

 

Muster-Tischvorlage mit Formblatt 

Für die Gewährleistung einer zügigen Prüfung und Entscheidung über die 

Genehmigungsfähigkeit einer Projektidee durch die zuständige Fachbehörde, sind umfassende 

und hinreichend plausible Angaben der geplanten Projektidee einzureichen. Nur so können 

die Genehmigungs- oder Fachbehörden die geplante Projektidee angemessen beurteilen. 

Allerdings ist den Projektantragstellenden oftmals nicht bewusst, welche Unterlagen in welcher 

Form bei den zuständigen Behörden eingereicht werden müssen. Aus diesem Grund sind die 

wesentlichen einzureichenden Unterlagen zum geplanten Vorhaben in einer sogenannten 

„Muster-Tischvorlage“ aufgelistet. 

Zielgruppe 

• Projektbeteiligte 

• Antragsteller*innen von Forschungsvorhaben 

Ziele 

• Vereinfachung der genehmigungsrechtlichen Antragstellung 

• Optimierung und Beschleunigung behördlicher Entscheidungsprozesse 

Vor der Erstellung einer Tischvorlage ist es wichtig, dass die Antragstellenden sich intensiv mit 

ihrer Projektidee auseinandersetzen. Außerdem sollte genau abgewogen werden, wo, d.h. an 

welchem Standort, das geplante Vorhaben umgesetzt werden soll. Mitunter müssen noch 

weitere Informationen zusammengetragen werden. 

Die Projektunterlagen müssen alles Wesentliche enthalten. Beschreibungen müssen allgemein 

verständlich sein. Verständliche Kurzbeschreibungen können seitens der Behörden unnötige 

Einwendungen ersparen. Die Muster-Tischvorlage dient als Checkliste bei der 

Zusammenstellung der erforderlichen Projektinformationen. Nach Abarbeitung dieser 

Checkliste werden die zusammengestellten Projektinformationen an den Abteilungsleiter der 

zuständigen Genehmigungs- bzw. Fachbehörde geschickt und dort intern verteilt. Eine 

Tischvorlage bzw. eine Vorhabenbeschreibung umfasst ca. zehn Seiten. Auf der Grundlage der 

eingereichten Tischvorlage erfolgt mit den betroffenen Fachbereichen (Referaten) der 

Genehmigungsbehörde und den Projektantragstellenden ein sogenannter „Scoping-Termin“ 

um die weitere Vorgehensweise, andere Erfordernisse, sowie den Umfang und den Inhalt von 

relevanten Genehmigungsverfahren bzw. Anträgen abzustimmen. 

Formblatt Muster-Tischvorlage (Projektbeschreibung) 

Die folgende Zusammenstellung zeigt, welche Informationen die bei der zuständigen 

Fachbehörde einzureichende Tischvorlage bzw. die Projektbeschreibung umfassen sollte.  Je 

nach Vorhaben können weitere Informationen notwendig werden, oder bestimmte 

Informationen auch entbehrlich sein. Offene Punkte können im Rahmen eines gemeinsamen 

Scoping-Termins geklärt werden.  

Hinweis: Die ausgearbeitete Muster-Tischvorlage stellt nur ein grobes Prozessschema dar. 
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1. Allgemeine Angaben zum Projekt 

• Projektbeteiligte (Projektkoordinator*in, Projektpartner*innen) 

• Förderprogramm 

• Bewilligungszeitraum (soweit bekannt) 

• Ziele des Vorhabens 

• Zeitlicher Rahmen der geplanten Arbeiten 

• Projektstandort (Anschrift, Flurstück / Gemarkung, ggf. Grundstückseigen-

tümer*innen) 

2. Kurzbeschreibung des Projekts (allgemein verständlicher Überblick zum Vorhaben) 

• Beschreibung des Anlagenaufbaus bzw. der Untersuchungen (Schurf, Bohrung, …) 

• Beschreibung des Anlagenbetriebs bzw. der Untersuchungen 

• Angaben zu voraussichtlichen Auswirkungen der Anlage bzw. Untersuchungen 

3. Informationen zum Projektstandort und der Standortumgebung 

• Allgemeine Beschreibung der Standortumgebung 

• Allgemeine Beschreibung des Projektstandorts und dessen Beschaffenheit 

• Aktueller Übersichtslageplan im Maßstab 1:10.000 und 1:25.000 (Auszug aus 

topographischer Karte, Geoportal, RAPIS) mit Nordpfeil und Kennzeichnung des 

Anlagenstandorts 

• Aktuelle Luftbilder mit Nordpfeil und Maßstab 1:5.000 und 1:25.000 (Geoportal, 

RAPIS) 

• Kennzeichnung der geplanten Anfahrts- und Abfahrtswege 

• Vorhandener Medienbestand (Strom, Wasser, Gas) 

4. Anlagen- und Betriebsbeschreibung 

• Detaillierte Betriebs- und Verfahrensbeschreibung mit allen Anlagenteilen und 

Verfahrensschritten 

• Detaillierte Baubeschreibung (Material, Größe: Technikums- oder Versuchsanlage, 

z.B. Anzahl der Container) 

• Übersicht aller relevanten Anlagenparameter 

• Maximale Anlagenleistung, Betriebszeiten der Anlage 

• Technische Verfahrensparameter (z.B. Druck, Temperatur) 

• Art, Menge und Beschaffenheit aller Einsatzstoffe, ggf. eingesetzte Abfälle mit AVV-

Schlüssel, Zwischen-, Neben- und Endprodukte, (Angaben der 4. BImSchV 

beachten) 

• Kleinste und größte Massenströme (als stündliche Einsatzmengen, pro Tag und 

über die Projektlaufzeit) und die höchsten Gehalte an Schadstoffen der 

eingesetzten Abfälle bzw. Stoffe 

• Gegenüberstellung von Stoffeingängen und Stoffausgängen 

• Maximale Lagermengen (in t) und Lagerbedingungen, Behältergrößen (in m³) 

• Technische Angaben (insb. Fabrikat, Typ, Leistung) zu den einzelnen Geräten und 

Maschinen (z.B. Pumpen) 

• Aufstellpläne (Grundrisse, Schnitte, Ansichten) im Maßstab 1:100 einschließlich 

verlegter Leitungen 

• Fließbilder und Verfahrensschemata der Anlage mit: 

o allen Anlagenteilen und Nebeneinrichtungen 

o allen Stoffströmen 

o geschlossenem oder offenem System 

https://www.gesetze-im-internet.de/bimschv_4_2013/
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o allen relevanten Emissionsquellen (Luft verunreinigende Stoffe, Geräusche, 

Erschütterungen) sowie Anfallstellen für Abfälle und Abwasser 

5. Auswirkungen auf die Umwelt (Emissionen/ Immissionen) 

• Luftverunreinigung (TA Luft) 

• Geräusche (TA Lärm) 

• Erschütterungen 

• Entstehende Abfälle 

• Anfallende Abwässer, wassergefährdende Stoffe 

6. Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Verminderung von Emissionen/ Immissionen/ 

Abfällen 

• Z.B. geschlossene Bauweise 

• Erfassung und Ableitung der Emissionen/ Immissionen (Einrichtungen zum 

Feststellen und Auffangen) 

• Messung und Überwachung der Emissionen/ Immissionen 

• Angaben zum Verwertungs-/Beseitigungsweg des Abfalls 

• Abwasserbehandlung/-entsorgung, Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

7. Anlagensicherheit 

• Mögliche Betriebsstörungen und deren Auswirkungen 

8. Arbeitsschutz sowie Betriebssicherheit 

• Allgemeiner Arbeitsschutz 

• Vorgesehene Maßnahmen zum Arbeitsschutz während Betrieb und Bauzeit 

9. Gewässerschutz 

• Allgemeiner Gewässerschutz 

• Betroffene Schutzgüter 

• Angaben zur Entwässerung 

• Einleitung von Abwasser in vorhandene Abwasseranlagen oder Benutzung von 

Gewässern (Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis) 

10. Naturschutz 

• Allgemeiner Naturschutz 

• Eingriffe in Natur und Landschaft 

• Natura 2000-Gebiete (FFH-Gebiete, Vogelschutzgebiete) 

• Beschreibung von Maßnahmen zur Vermeidung oder Verminderung von 

Beeinträchtigungen 

• Beschreibung von Maßnahmen zum Ausgleich oder von Ersatzmaßnahmen bei 

nicht ausgleichbaren Eingriffen 

11. Maßnahmen nach Beendigung der Projektlaufzeit bzw. der durchgeführten 

Untersuchungen 

• Von der Anlage oder den durchgeführten Untersuchungen dürfen keine 

schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren für die Allgemeinheit und 

die Nachbarschaft ausgehen 

• Ggf. Rückbau der Anlage 

• Wiederherstellung des ordnungsgemäßen Zustandes 
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Scoping-Termin 

Für die Umsetzung von innovativen Forschungsvorhaben ist, in Abhängigkeit von der Art des 

geplanten Vorhabens, mitunter die Durchführung von Genehmigungsverfahren erforderlich. 

Mit solchen Genehmigungsverfahren sind die Antragstellenden jedoch oftmals nicht vertraut. 

Um diesbezüglich Klarheit zu schaffen, stellt die Methode „Scoping-Termin“ eine geeignete 

Möglichkeit dar. 

Ein sogenannter „Scoping-Termin“ ist ein Beratungsgespräch zwischen den Antragstellenden 

von Forschungsvorhaben und der zuständigen Genehmigungs- und Fachbehörde, bei dem der 

rechtliche Rahmen für das geplante Forschungsvorhaben erörtert wird.  

Zielgruppe 

• Antragstellende von geplanten Forschungsvorhaben 

• Behörde 

Ziele 

• Absteckung des rechtlichen Rahmens von geplanten Forschungsvorhaben 

• Verbesserung des Ablaufs und der Durchführung von Genehmigungsanträgen 

• Optimierung und Beschleunigung behördlicher Entscheidungsprozesse 

• Unterstützung und Begleitung von Forschungsvorhaben 

Voraussetzung für einen Scoping-Termin ist eine aussagekräftige Beschreibung des geplanten 

Vorhabens in Form einer „Tischvorlage“ durch die Antragstellenden. Dafür ist es wichtig, dass 

sich die Antragstellenden intensiv mit ihrem geplanten Vorhaben auseinandersetzen. 

Gegebenenfalls fanden bereits erste Vorgespräche statt. Für die Erarbeitung einer solchen 

Tischvorlage kann die Muster-Tischvorlage genutzt werden. Die erstellte Tischvorlage wird 

dann bei der Abteilungsleitung der zuständigen Genehmigungsbehörde eingereicht und von 

dort aus intern verteilt. 

Auf der Grundlage von Vorgesprächen und der eingereichten Tischvorlage bzw. 

Vorhabenbeschreibung, beteiligt die Abteilungsleitung der zuständigen 

Genehmigungsbehörde die betroffenen Fachbereiche und lädt die Antragstellenden zu einem 

gemeinsamen Beratungsgespräch ein. Im Rahmen dieser Gesprächsrunde berät die Behörde 

die Antragstellenden über mögliche Verfahrensarten und weist mitunter auf weitere 

Anforderungen bzw. Randbedingungen hin. Wesentlicher Bestandteil dieser Methode ist 

einerseits die Festlegung eines Zeitplans sowie der Benennung konkreter 

Ansprechpartner*innen seitens der Behörden- und Projekte. Andererseits steht die Erörterung 

und die verbindliche Festlegung von Inhalt, Form und Umfang der Antragsunterlagen für das 

zu führende Genehmigungsverfahren im Vordergrund. 

Mögliche Probleme, die in Zusammenhang mit Scoping-Terminen auftreten können, sind nicht 

verständlich dargestellte oder unvollständige Vorhabenbeschreibungen. In solch einem Fall 

kann seitens der Behörde nicht nachvollzogen werden, was in dem geplanten 

Forschungsvorhaben überhaupt gemacht werden soll. Dies kann ein wesentlicher Grund für 
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das Auftreten von Nachfragen und damit zeitlichen Verzögerungen in der Projektbewilligung 

sein. Eine klar strukturierte, aussagekräftige Vorhabenbeschreibung (= „Tischvorlage“) kann 

dabei Abhilfe schaffen. 

Literatur 

Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft des Landes Brandenburg 

(2018): Leitfaden für das Genehmigungs- und Anzeigeverfahren nach dem Bundes-

Immissionsschutzgesetz. 

Online: https://mluk.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Leitfaden-Industrieanlagen.pdf 

[letzter Zugriff am 20.06.2023].  
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